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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dr. Stefan MUMELTER als Vorsitzenden und den
fachkundigen Laienrichter Florian TAUBER sowie dem fachkundigen Laienrichter Mag. Stefan WANNER als Beisitzende
Uber die Beschwerde von XXXX, SVNR XXXX, gegen den Bescheid der Regionalen Geschéftsstelle des
Arbeitsmarktservice Innsbruck vom 20.11.2018, in nicht6ffentlicher Sitzung beschlossen:

A)

Das Beschwerdeverfahren wird gemall 88 28 Abs. 1 iVm 31 Abs. 1, 7 Abs. 2 VWGVG wegen Zurlckziehung der
Beschwerde eingestellt.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang

1. Herr Sona BURER (i.f.: BeschwerdefUhrer) hat mit formularmaRigem Vordruck der Regionalen Geschéaftsstelle des
Arbeitsmarktservice Innsbruck (i.f.: belangte Behdrde) am 27.6.2018 die Notstandshilfe beantragt.

2. Mit Bescheid der belangten Behdrde vom 20.11.2018 wurde ausgesprochen, dass der Beschwerdefiihrer den
Anspruch auf Notstandshilfe vom 23.10.2018 bis zum 03.12.2018 verloren hat und Nachsicht nicht erteilt wurde.
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Begrindend fihrte die belangte Behdrde im wesentlichen aus, dass der Beschwerdefuhrer die Arbeitsaufnahme als
Autowascher sowie als Autoaufbereiter beim Dienstgeber XXXX vereitelt habe, weil er dem Dienstgeber erklart habe,
dass er wegen gesundheitlichen Einschrankungen die Arbeit nicht aufnehmen kénne. Er habe durch sein Verhalten
eine mogliche Beendigung der Arbeitslosigkeit vereitelt. Grinde fur eine Nachsicht der Rechtsfolgen ldgen nicht vor
bzw. kénnten nicht bericksichtigt werden.

3. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefihrer am 07.12.2018 zuldssig und rechtzeitig das Rechtsmittel der
Beschwerde.

4. Mit Schreiben vom 05.11.2019 hat der Beschwerdeflhrer folgendes Schreiben an das Bundesverwaltungsgericht
gerichtet: "[...] anbei ziehe ich XXXX die Klage zurtick. Mir wurde den AMS Bezug im November 2018 gestrichen. Darauf
legte ich eine Beschwerde ein und bekam im Dezember 2018 den Bezug nachbezahlt. Fir mich war die Sache dann
erledigt, bis ich ein Einschreiben von Ihnen bekam. [...]"

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt)

Aufgrund des durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens steht nachstehender entscheidungswesentlicher Sachverhalt als
erwiesen fest:

1.1. Der Beschwerdefuhrer hat am 27.6.2018 die Notstandshilfe beantragt.

1.2. Der Beschwerdefuhrer hat am 05.11.2019 seine Beschwerde vor dem BVwG zuruickgezogen.

2. Beweiswurdigung

Die Feststellungen ergeben sich aus dem Akt der belangten Behérde und den Gerichtsakten und sind unbedenklich.
3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zustandigkeit und anzuwendendes Recht

88 6 und 7 Abs. 1 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes, BVWGG, in der StammfassungBGBI | 2013/10 lauten wie
folgt:
Einzelrichter

8§ 6. Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die

Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.
Senate

8 7. (1) Die Senate bestehen aus einem Mitglied als Vorsitzendem und zwei weiteren Mitgliedern als Beisitzern. Fur
jeden Senat sind mindestens ein Stellvertreter des Vorsitzenden und mindestens zwei Ersatzmitglieder (Ersatzbeisitzer)

zu bestimmen.
8 56 Abs. 2 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 (AIVG) in der geltenden Fassung lautet wie folgt:

"Uber Beschwerden gegen Bescheide einer Geschiftsstelle entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch einen
Senat, dem zwei fachkundige Laienrichter angehdren, je einer aus dem Kreis der Arbeitgeber und aus dem Kreis der
Arbeitnehmer. Die Frist zur Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung durch die Geschaftsstelle betrdgt zehn
Wochen."

Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor. Die 88 1, 7 Abs. 2, 17, 28 und 58 Abs. 1 des
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes VwGVG BGBI | 2013/33 in der geltenden Fassung lauten wie folgt:

8 1. Dieses Bundesgesetz regelt das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes.

8 7. (2) Eine Beschwerde ist nicht mehr zuldssig, wenn die Partei nach der Zustellung oder Verkiindung des Bescheides

ausdrticklich auf die Beschwerde verzichtet hat.

8§ 17. Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind auf das Verfahren Gber Beschwerden gemaR Art.
130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der
Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,BGBI. Nr. 173/1950, und des
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Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, BGBIl. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen
Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in dem dem Verfahren vor
dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

3.2. Entfall einer mindlichen Verhandlung

GemalR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts
wegen eine 6ffentliche mundliche Verhandlung durchzufuhren.

Unter Berucksichtigung der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur vergleichbaren Regelung des8 67d AVG
(vgl. VWGH 24.04.2003, 2002/07/0076) wird die Durchfuhrung der Verhandlung damit ins pflichtgemaf3e Ermessen des
Verwaltungsgerichts gestellt, wobei die Wendung "wenn es dies fur erforderlich halt" schon iSd rechtsstaatlichen
Prinzips nach objektiven Kriterien zu interpretieren sein wird (vgl. VwGH 20.12.2005, 2005/05/0017). In diesem Sinne ist
eine Verhandlung als erforderlich anzusehen, wenn es nach Art. 6 EMRK bzw. Art. 47 Abs. 2 GRC geboten ist, wobei
gemal’ Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes der Umfang der Garantien und des Schutzes der Bestimmungen
ident sind. Zudem wurde vom Beschwerdefiihrer kein Vorbringen erstattet, welches eine weitere Erdrterung im
Rahmen einer mundlichen Verhandlung notwendig erschienen liel3.

Die Einstellung des Beschwerdeverfahrens wegen Zuruckziehung der Beschwerde kommt inhaltlich einer
Zuruckweisung gleich. Fur eine Zurlckweisung sieht 8 24 Abs. 1 Z 1 VWGVG ausdrucklich die Méglichkeit des Entfalls
der mundlichen Verhandlung vor.

Im Hinblick auf obige Uberlegungen sah der erkennende Senat daher unter Beachtung der Wahrung der
Verfahrensdkonomie und -effizienz von einer muindlichen Verhandlung ab, zumal auch eine weitere Klarung der
Rechtssache hierdurch nicht zu erwarten war.

Spruchpunkt A)
3.3. Einstellung des Beschwerdeverfahrens

Sofern die Beschwerde nicht zuriickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Bundesverwaltungsgericht
gemal’ § 28 Abs. 1 VWGVG die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist, erfolgen gemaR§ 31 Abs. 1 VwWGVG die Entscheidungen und Anordnungen des
Bundesverwaltungsgerichtes durch Beschluss.

In welchen Féllen das Verfahren einzustellen ist, regelt das VWGVG nicht. Die Einstellung steht nach allgemeinem
Verstandnis am Ende jener Verfahren, in denen ein Erledigungsanspruch nach Beschwerdeeinbringung verloren geht,
worunter auch der Fall der Zurlckziehung der Beschwerde zu subsumieren ist (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Das neue
Verwaltungsgerichtsverfahren [2013] § 28 VWGVG, Anm. 5).

Die Zurlckziehung einer Beschwerde ist in jeder Lage des Verfahrens ab Einbringung der Beschwerde bis zur Erlassung
der Entscheidung moglich (§ 7 Abs. 2 VWGVG, § 17 VWGVG iVm. § 13 Abs. 7 AVG).

Der angefochtene Bescheid ist aufgrund der vom Beschwerdefihrer erklarten Zurlckziehung der Beschwerde
rechtskraftig geworden. Damit ist einer Sachentscheidung insoweit die Grundlage entzogen, weshalb in diesem
Umfang mit Beschluss die Einstellung des betreffenden Verfahrens auszusprechen ist.

Spruchpunkt B)
3.4. Unzulassigkeit der Revision

GemalR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaB Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundséatzliche Bedeutung der zu lésenden Rechtsfrage vor. Da sich das
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Verwaltungsgericht bei seiner Entscheidung daher auf eindeutige Rechtsvorschriften gestitzt hat, liegt keine
erhebliche Rechtsfrage vor (vgl. OGH 11.08.2008, 1 Ob 137/08s; 30.03.1998,8 ObA 296/97f und 22.03.1992,5 Ob
105/90).
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